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Soziale Gegensatze nehmen in der Schweiz und im globalen Kontext zu. 
Sie erhôhen das Konfliktpotenzial. Sozialer Ausgleich fürdert iodes den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Eine Sozialpolitik, die diesem 
Anliegen dient, ist Menschenrechts- und Friedenspolitik. 
Soziale Ungleichheit liegt vor, wenn Mitglieder einer Gesellschaft oder ver-
schiedener Gesellschaften dauerhaft in unterschiedlichem Mass über not-
wendige oder begehrte Güter verfügen. Es geht dabei nicht um individuelle 
Unterschiede wie Grosse, Hautfarbe oder korperliche Kraft, sondern um 
die Verteilung von Wohlstand, Ansehen und Macht. 
Die Frage nach der sozialen Ungleichheit wird, sofern in der Soziologie 
noch thematisiert, vorwiegend auf den Aspekt der Armut fokussiert. Wie 
aber steht es mit dem Reichtum? Für ein umfassendes Verstandnis der so-
zialen Ungleichheit und fur friedenspolitische Perspektiven ist die ganze 
Bandbreite der Verteilung von Geld und Lebenschancen wichtig. Einfluss-
reiche Sozialethiken stellen den Reichtum seit der alttestamentarischen Zeit 
als grundsatzlich positiv und notwendig hin. Sie postulieren einen verant-
wortlichen Gebrauch des Reichtums im Sinne des Allgemeinwohls und des 
sozialen Ausgleichs (Mâder 1999, S. 14). So erfolgte nach dem Zweiten 
Weltkrieg der Wiederaufbau in Westeuropa mit dem Versprechen, zumin-
dest eine sozial regulierte Marktwirtschaft anzustreben. Diese sollte die Ar-
beitnehmenden an einen gemassigten Kapitalismus binden und systemge-
fahrdende Radikalisierungen sozialer Interessenkonflikte vermeiden. Neoli-
berale Ideologien weichen heute von diesen Vorstellungen ab. Sie versu-
chen, die einseitige V erteilung des Eigentums zu legitimieren. 
Elisa Streuli und ich sind der Frage nachgegangen, wie Reiche selbst 
die soziale Vertraglichkeit ihres Reichtums beurteilen (Mader/ Streuli 2002). 
Ich beziehe hier das von Reichen geausserte Selbstverstandnis auf das sozi-
alethische Postulat des sozialen Ausgleichs, kontrastiere das Postulat mit 
der Situation erwerbstatiger Armer und skizziere Perspektiven fur einen 
sozialen Ausgleich - im Sinne einer umfassenden Menschenrechts- und 
Friedenspolitik, die auch den globalen Kontext berücksichtigt. 
Ueli Macler 
1. Reichtum in der Schweiz 
Wenn Armut das ,,untere Ende" einer materiellen Verteilung bezeichnet, 
handelt es sich beim Reichtum um das ,,obere Ende". Die deutsche Reich-
tumsforschung setzt die Reichtumsgrenze bei 200 Prozent des durch-
schnittlichen Einkommens. Sie berücksichtigt dabei die Haushaltsgrôsse. In 
der Schweiz liegt diese relative Reichtumsschwelle von 200 Prozent fur ei-
nen Einpersonenhaushalt bei rund 100000 Franken netto pro Jahr (2002). 
Eine vierkôpfige Familie gilt ab einem Haushaltseinkommen von 200000 
Franken als reich. Wichtiger als das Einkommen ist das Vermôgen. ach 
Huster (1997, S. 13) kaon ein Vermôgen dann als ,,Reichtum" bezeichnet 
werden, wenn die Ertrage ohne Erwerbsarbeit einen gehobenen Lebens-
standard ermôglichen. Um jahrlich 100000 Franken zu generieren, ist (bei 
einer Kapitalrendite von 5 Prozent), ein Vermôgen von 2 Millionen Fran-
ken erforderlich. In der Schweiz besitzen rund 120000 Haushalte (3 Pro-
zent) ein Vermôgen von über einer Million Franken, 12000 Haushalte (3 
Promille) besitzen 5 Millionen Franken oder mehr (ESTV 1999). Die 
120000 Millionarshaushalte (3 Prozent) verfügen über die Halfte der ge-
samten Privatvermôgen bzw. über gleichviel Geld wie die andern 97 Pro-
zent der Haushalte. 3 Promille der privaten Haushalte verfügen über ein 
Viertel des gesamten Privatvermôgens. Sie besitzen mit durchschnittlich 15 
Millionen Franken fast achtzig mal soviel Vermogen, wie es ihrem Anteil an 
der Bevolkerung entspricht. Die Kluft zwischen <lem obersten und <lem 
untersten Dezil hat in den vergangenen dreissigJahren stark zugenommen. 
1.1. Gesprache mit Reichen 
Wir führten im Rahmen unserer Arbeit über den ,,Reichtum in der 
Schweiz" vertiefende Gesprache mit dreissig reichen Personen. Dabei ori-
entierten wir uns am qualitativen Interview. Mit narrativem Zugang ver-
suchten wir auch, mehr über die Lebensgeschichten der Reichen zu erfah-
ren. Bei der Auswahl der Interviewpartnerlnnen kombinierten wir einfache 
Quoten- und Schneeballverfahren mit dem Ansatz eines "theoretical samp-
ling". Wir stützten uns zunachst auf die Liste der dreihundert Reichsten 
(Bilanz 12/2000) und eine Typologie von René Lef!Y (1997). Er gliedert die 
Reichen in drei Gruppen. Zur ersten zahlen Angehorige aus Familien der 
ehemaligen Aristokraten und Patrizier. Die zweite Gruppe setzt sich aus 
Mitgliedern von Familien zusammen, die mit der Industrialisierung reich 
geworden sind. Die dritte Gruppe ist mit dem wirtschaftlichen Aufschwung 




standen. Als vierte Gruppe bezogen wir die Software-Millioniirlnnen ein, 
die mit Informations- und Kommunikationstechnologien reich geworden 
sind. Zu dieser Gruppe gehoren auch Managerlnnen und Unternehmerln-
nen, die ihr Kapital dem Borsenboom der 1990er-Jahre verdanken. 
Erste Kontakte kamen über personliche Beziehungen zustande und 
erwiesen sich als recht unkompliziert. Eigene sportliche Aktivitaten (nicht 
Golf) waren hilfreich. Weitere Kontakte ergaben sich über die Empfehlun-
gen unserer Interviewpartnerlnnen, die wir jeweils nach ,,ganz anderen Rei-
chen" fragten, um so auf moglichst verschiedene Personen zu stossen. Die 
meisten Reichen erlaubten uns auch, die Gesprache auf Band aufzunehmen. 
Unser Ziel bestand darin, einen ersten Einblick zu erhalten, um Orientie-
rungs-Hypothesen bilden zu konnen. 
Bei den Leitfaden-Gesprachen stand die Frage nach der Sozialvertrag-
lichkeit des Reichtums im Vordergrund. Wie die Interviews dokumentieren, 
gibt es sehr unterschiedliche Reiche: Stolze Reiche, die machtbewusst, 
manchmal sogar protzend, mit ihrem Einfluss umgehen; verscha.mte Rei-
che, die ihren Reichtum verbergen und ihr Llcht unter den Scheffel stellen; 
grosszügige und ,,knauserige" Reiche, progressive, konservative Reiche und 
vide Schattierungen dazwischen. Die Unterschiede sind betrachtlich. Aber 
lassen sich auch Gemeinsamkeiten feststellen? 
Auf unsere Interviews abgestützt, entwickelten wir zehn Annahmen, 
die weiter zu prüfen und zu fundieren wiiren. Sie lauten stark vereinfacht: 
Erstens: Viele reiche Menschen verfügen über ein Selbstverstandnis, das 
selbst-bewusst wirkt. Ihr Selbstvertrauen deutet auf eine gut ausgestattete 
Grundsicherheit hin. 
Zweitens: Reiche Menschen geraten ofters in Situationen, die folgen-
schwere Entscheidungen erfordern und Krisen auslosen konnen. Das hangt 
mit der V erwaltung des Reichtums und der beruflichen Position zusammen, 
aber auch mit der personlichen Tendenz, offensive Strategien zu wahlen, 
die eher konfliktiv sind. 
Drittens: Reiche Menschen stellen sich, auch wenn sie nach weiterem 
Reichtum trachten, haufig die Frage nach dem Sinn des Lebens. Gerade 
weil sie scheinbar fast alles haben (konnen), erhalt diese Frage ein besonde-
res Gewicht. Die einen setzen sich damit quasi philosophisch auseinander. 
Sie lieben es, im trauten Kreis oder wenn immer moglich, darüber zu disku-
tieren. Andere leiden unter der Ungewissheit und dem Bewusstsein der 
Endlichkeit. Christlich motivierte Reiche wissen, dass der Mensch nicht 
vom Brot allein lebt. Sie kennen den Bibelspruch, nach dem ,,eher ein Ka-
mel durch ein Nadelohr geht, denn ein Reicher in den Himmel kommt". 
Viertens: Kinder von Reichen haben besondere Gründe, weshalb sie 




auf, auf der sie aber nicht zeitlebens verweilen konnen; andere erleben 
schon früh turbulente Stürme, die tendenziell Mechanismen der Abschot-
tung fordern. 
Fütiftens: Reiche Menschen sind bezüglich vieler Alltagsfragen eher auf-
geschlossen. Sie legen bei ihren Lebensentwürfen viel Wert auf eine gute 
Ausbildung. Eine erhohte Sensibilitat ist gegenüber okologischen Fragen 
feststellbar. 
Sechstens: Reiche sind kulturell besonders interessiert und engagiert. ,,Al-
te Reiche" fordern vorwiegend traditionelle Einrichtungen wie die Oper 
und das klassische Theater. ,,Neue Reiche" unterstützen gerne avantgardi-
stische Projekte. 
Siebtens: Auch die soziale Frage liegt vielen Reichen am Herzen. Men-
schen, die unverschuldet in Not geraten, sollen gezielt unterstützt werden. 
Wer reich ist, soli freiwillig dazu beitragen. Grosse Skepsis besteht gegen-
über staatlich verordneter Umverteilung. 
Achtens: Reiche Menschen favorisieren das Primat der Wirtschaft. Sie 
haben grosses Vertrauen in die Marktkrafte. Dem Staat billigen sie eine 
bloss korrektive Ordnungsfunktion zu. Was sozio-okonomische Vorstel-
lungen betrifft, haben Reiche, auch wenn sie personlich gerne in neue 
Technologien investieren, eher wertkonservative Haltungen. 
Neuntens: Reiche schreiben die Vermehrung ihres Reichtums überwie-
gend personlichen Fahigkeiten zu. Sie attestieren das auch Personen, die 
hauptsachlich viel geerbt haben. Wer reich ist, scheint in unserer stark indi-
vidualisierten Gesellschaft daran ein personliches Verdienst zu haben. Rei-
che haben - teilweise wegen ihrer materiellen Ressourcen - das Gefühl, 
über aussergewohnliche Fahigkeiten zu verfügen. 
Zehntens: Reiche Menschen verbindet - bei allen Unterschieden - eine 
innere Verwandtschaft. Sie erkennen sich gegenseitig am Habitus und den 
feinen Unterschieden, auch wenn sie ausserlich nur wenig voneinander wis-
sen. 
1.2. Alter und neuer Reichtum 
Um Typen reicher Menschen zu differenzieren, brauchte es eine breiter 
angelegte Untersuchung. In unserer Vorstudie stellen wir Reiche vor, die 
Unternehmen aufbauen oder liquidieren, das Erbe selber vermehren oder 
verwalten lassen, das Kapital risikoreich oder zurückhaltend anlegen, Ver-
mogen erhohen oder zerstoren, sich als Anleger, Handler, Industrielle beta-
tigen. Wir beschreiben reiche Manner, die auf-, ab-, um- oder ausgestiegen 
sind, Frauen, die Karrieren ermoglichen oder selber machen, junge und alte 
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Reiche, Angehorige alter Familiendynastien, Mazeninnen und Manager. Die 
Aufzahlung zeigt nochmals, wie vielfii.ltig das keineswegs homogene ,,Lager 
der Reichen" ist. 
Wenn wir die Komplexitat stark reduzieren und die Frage nach der so-
zialen Vertraglichkeit des Reichtums aufgreifen, fàllt zunachst zweierlei auf: 
Erstens der einkehrende Pragmatismus, der heute hinter vielen gemeinnüt-
zigen Investitionen steckt; zweitens das zunehmende Engagement reicher 
Frauen im sozialen und kulturellen Bereich. Ein Indiz fur den Pragmatis-
mus ist der Übergang von (,,à fonds perdu'') Schenkungen zum gezielten 
Sponsoring, wobei zu prazisieren ware, welche Motive sich jeweils hinter 
der Grosszügigkeit verbergen. Vermutlich gab es schon früher viel Berech-
nendes, wenn Gutes getan wurde, sei es, um den sozialen Frieden zu wah-
ren, soziale Gegensatze auszugleichen, den eigenen Reichtum zu legitimie-
ren oder einen ,,gottlichen" Auftrag zu erfüllen. 
Was heute die vielen spendefreudigen Frauen betrifft, weisen gangige 
Interpretationen auf unterschiedliche geschlechtsspezifische Mentalitaten 
hin. Ein wichtiger Grund liegt indes in der demographischen Entwicklung. 
Es gibt einfach mehr alte Frauen und Erbinnen als alte Manner. Vereinfa-
chend stellen wir allerdings zwei Reichtumstypen fest: den alten und den 
neuen Reichtum. Der alte, vererbte und versteckte Reichtum ist starker von 
patemalistischen Haltungen begleitet, wahrend beim neuen, enttabuisierten 
Reichtum das Geld schneller fliesst bzw. berechnender und transparenter 
eingesetzt wird. Der alte Reichtum ist starker in Basel verbreitet, der neue in 
Zürich. 
Bei unseren Fragen zum Staatsverst:andnis kamen - nebst vielfàltigen 
Differenzierungen - auch bedeutende Übereinstimmungen zum Vorschein, 
so etwa eine grosse Skepsis gegenüber der Wirksamkeit und Notwendigkeit 
staatlicher Einrichtungen. Sozial-staatliche Institutionen wurden teilweise 
als ,,notwendiges Übel", teilweise als ,,Luxus" bezeichnet. Der Tenor laute-
te: So wenig Staat wie notig. Beim Nachfragen zeigte sich, wie unprazis die 
Kenntnisse über das Ausmass staatlicher Ausgaben sind. Es wurden in der 
Regel viel zu hohe Staats- und Sozialquoten genannt. Auch wurde nur sel-
ten zwischen der Sozialleistungs- und der Soziallastquote unterschieden. 
Einstellungen zur Staatsfrage sind offenbar stark ideologisch gepragt und 
widersprüchlich. Es gibt Reiche, die mehr Selbstverantwortung fordern und 
gleichwohl dem Staat, den sie kritisieren, die Zustandigkeit fur aile mogli-
chen Probleme zuschieben. Auf der Grundlage unserer Vorstudie konnen 
wir allerdings bloss feststellen, dass uns diese Haltung aufgefallen ist. Inter-
essant und weiterführend ware hier der Vergleich mit weiteren Bevolke-
rungsgruppen. Vielleicht forderte er, was das Verhaltnis zum Staat betrifft, 




1.3. Subsidiaritat und Solidaritat 
Die meisten Reichen, mit denen wir gesprochen haben, betrachten ihren 
Reichtum als sozial- vertraglich. Sie begründen dies mit der Bedeutung der 
Wirtschaft fur das gesellschaftliche Wohl, mit den Steuerabgaben, den 
Spenden sowie mit sozial ethischen Überlegungen. Bei diesen steht die Be-
reitschaft im Vordergrund, nach dem Grundsatz der Subsidiaritat personli-
che Verantwortung zu übernehmen und zu starken. Die gesellschaftliche 
Hilfe soli erst dann erfolgen, wenn die Selbsthilfe eines Individuums oder 
einer Gruppe nicht ausreicht. 
Die Subsidiaritat ist durch die christliche Soziallehre bekannt gewor-
den. 1891 veroffentlichte Papst Leo XIII. die Sozialenzyklika ,,Rerum No-
varum". lm Vordergrund stand der Versuch, die durch die Industrialisie-
rung ausgelosten sozialen Probleme und Konflikte aufzufangen. In der 
,,Enzyklika Quadragesimo Anno" beschreibt Papst Pius XI. (1931) den 
,,Grundsatz des hilfreichen Beistandes". Was der einzelne Mensch aus eige-
ner Initiative mit seinen Kraften leisten kann, darf ihm nicht entzogen und 
der Gesellschaftstatigkeit zugewiesen werden. Es verstosst gegen die Ge-
rechtigkeit, für die übergeordnete Gemeinschaft das in Anspruch zu neh-
men, was das kleinere Gemeinwesen leisten und zum guten Ende führen 
kann. Jedwede Gesellschaftstatigkeit soli indes die Glieder des Sozialkorpers 
unterstützen. 
Auf das abstrakte Ordnungsprinzip der Subsidiaritat beziehen sich heu-
te recht unterschiedliche Handlungsanleitungen. Wirtschaftsliberale Krafte 
begründen damit eine Politik der Einschrankung sozialstaatlicher Interven-
tionstatigkeit und der Starkung der Marktkrafte. Konservative Kreise ver-
stehen darunter eine Festigung traditionaler Gemeinschaften. Progressive 
deuten den Begriff im Sinne von Freiraumen fur Selbstorganisation und 
selbstbestimmte Lebensstile. Oswald von Ne/1-Breuning (1980) verknüpft ihn 
unabdingbar mit der Solidaritat. Der Jesuitenpater lehnt eine pragmatische 
Hervorhebung der privaten Selbsthilfe ab. Er betont die Pflicht der Ge-
meinschaft, ihren Gliedern hilfreich zu sein. Das erfordert keine abwarten-
de Haltung. Hilfe ist auch eine Investition. Sie ermoglicht es den Menschen, 
sich selber zu helfen. Ohne Gemeinschaft, die stets Vorleistungen erbringt, 
kann das Individuum nicht existieren. Ohne Solidaritat gibt es keine Subsi-
diaritat. Zu dieser Tradition der christlichen Soziallehre gehort auch das 
Postulat der sozialen Verpflichtung des Eigentums. 
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1.4. Feine Unterschiede 
Reiche spenden viel Geld für soziale Projekte. Sie bevorzugen tendenziell 
die private Umverteilung und wenden sich gegen staatliche Massnahmen 
wie eine Kapitalgewinnsteuer. Was einst als Grundwiderspruch zwischen 
gesellschaftlicher Produktion und privater Aneignung diskutiert wurde, wird 
heute selten thematisiert. Michael Schefczyk (NZZ, 3.12.01) stellt eine Ent-
politisierung der Frage fest, nach welchen Regeln gesellschaftlicher Reich-
tum zu verteilen sei. Auch in der Sozialstrukturforschung verlagert sich der 
Blick von der vertikal geschichteten auf die horizontal gegliederte Ebene 
(Geissler 2001, S. 537 f.). Die Klassenmodelle des 19. Jahrhunderts unter-
schieden die Werktatigen noch recht kategorisch vom Bürgertum nach dem 
Kriterium der V erfügungsgewalt über die Produktionsmittel. Analysen so-
zialer Schichten und Klassen (von Theodor Geiger u.a.) definierten ab den 
1930ern Menschen(gruppen) etwas differenzierter nach ihren ausseren Le-
bensbedingungen (Beruf, Qualifikationen, Einkommen, Besitz), sowie nach 
inneren psychischen Merkmalen. Der Blick galt dabei nach wie vor primar 
den vertikalen Ungleichheiten. Das anderte sich im Verlaufe des 20. Jahr-
hunderts. Seit den 1980er J ahren beziehen verschiedene Theorien sozialer 
Lagen - nebst materiellen Ressourcen - das subjektive Wohl (Lebenszu-
friedenheit) starker ein. Die horizontalen Ungleichheiten stehen auch bei 
Modellen sozialer Milieus im V ordergrund, die sich seit den 1990er J ahren 
verbreiten und auf Menschen beziehen, die sich in der Lebensauffassung 
und Lebensweise ahneln und quasi subkulturelle Einheiten innerhalb der 
Gesellschaft bilden. Grosse Bedeutung kommen hierbei der gemeinsamen 
Wertorientierung und dem Lebensstil zu. Die Lagen- und Milieuanalysen 
weisen auf wichtige Differenzierungen hin, laufen aber Gefahr, trotz gesell-
schaftlicher Gegensatze, soziale Klassen zu vernachlassigen und eine Ent-
wicklung zu suggerieren, die von Klassen und Schichten zu sozialen Lagen 
und Milieus führe. 
Gerhard Schulze kommt in seiner Studie über ,,Die Erlebnisgesellschaft" 
(1992) zum Schluss, dass die Suche nach Glück die Sorge um das materielle 
Überleben abgelôst habe und die horizontal strukturierten Erlebnismilieus 
eine immer grossere Bedeutung erlangten. Das erlebnisorientierte Denken 
ersetzt laut Schulze das produkteorientierte. Bei der Erlebnisorientierung 
gehe es mehr um den subjektiven, beim produkteorientierten um den mate-
riellen utzen. Der Hobbygartner lôse mit seinem Ziergarten die Bauerin 
mit ihren Kartoffeln ab. Dem Reich der Notwendigkeit folge das Reich der 
Freiheit, der Leistungs- folgt die Personenorientierung, dem Haben das 




welt. Symbolwelten scheinen frei wiihlbar zu sein. Gesellschaft scheint zur 
Episode zu verkommen. 
Nach Piem Bourdieu (1998) beeinflussen vielmehr die ausseren Faktoren 
die Denk- und Handlungsmuster bzw. den Habitus eines Menschen, wobei 
die soziale Klassenlage nicht kausal determiniert. Es gibt auch feine Unter-
schiede, die sich über Titel, Kleidung, Sprache, Manieren und den Ge-
schmack aussern. Der Lebensstil ist weder frei wahlbar noch beliebig; er 
folgt vielmehr dem sozialen Rang. Die feinen Unterschiede aussern sich 
darin, wie man grilliert oder den Tisch deckt. Bourdieu orientiert sich an der 
Marx'schen Tradition, nach welcher das Sein das Bewusstsein bestirnmt. 
Schulze halt sich mehr an Ulrich Beck, der die selbstreflexive Moderne da-
durch kennzeichnet, dass das Bewusstsein das Sein pragt. 
Wenn reiche Menschen, was durchaus moglich ist, ihre Spendefreudig-
keit weiter ausbauen, andert das wenig an der strukturellen sozialen Un-
gleichheit, die - über personliche Haltungen hinaus - weiter zu ergründen 
ist. In unserer Arbeit finden sich erfreuliche Beispiele von Reichen, die sich 
sozial engagieren. Gleichwohl hat die Kluft zwischen den untersten und 
obersten zehn Prozent der Einkommens- und Vermogensverteilung zuge-
nommen. Der Soziologie kommt die Aufgabe zu, differenziert zu erhellen, 
was das bedeutet. Dabei stellt sich die Frage, ob die Existenzsicherung vom 
Goodwill einzelner Reicher abhangen soll oder mehr gesellschaftliche Ver-
bindlichkeit erfordert. Wichtig ist die Transparenz des Reichtums. Wer den 
Reichtum untersucht, muss - nebst den Spenden der Reichen - auch die 
Subventionen an die Reichen berücksichtigen und die Armut bzw. das an-
dere Ende der sozialen Ungleichheit einbeziehen. 
2. Erwerbstatige Arme 
,,Ein guter Tag ist ein Tag, an dem der Dow-Jones-Index gut steht", sagt 
ein Zwanzigjahriger, der Betriebswirtschaft studiert. Andere Menschen ha-
ben anèere Sorgen und Freuden. Zum Beispiel die sog. working poor, Men-
schen, die erwerbstatig sind und unter dem Existenzminimum leben. lm-
mer mehr von ihnen sind auf Sozialhilfe angewiesen. Was tun, darnit sie 
keine Unterstützung mehr benotigen? Mit dieser Frage befasst sich die von 
Stefan Kutzner, Carlo Knopfel und mir geleitete Nationalfondsstudie über 
,,working poor" (Kutzner/ Méider/ Knopjel 2004). 
lm Jahre 1999 gehërten in der Schweiz 7,5% der 20-59-jahrigen Er-
werbstatigen zu den working poor (Streuli/Bauer 2002, S. 3). Das sind 
250000 Personen. Wenn wir die Haushaltsmitglieder einbeziehen, erhoht 




finden sich 232000 Kinder. Sie verteilen sich auf zwei Drittel der Haushal-
te. Der Anteil der working poor erhohte sich zwischen 1992 und 1999 bei 
den Familien mit zwei und mehr Kindern von 11 auf 17 Prozent, bei den 
Alleinerziehenden von 15 auf 30 Prozent. lm selben Zeitraum haben sich 
bei der Sozialhilfe die Ausgaben auf rond fünf Milliarden Franken verdrei-
facht, die Unterstützten auf 300000 Personen verdoppelt und der Anteil 
der working poor auf 15 Prozent erhoht. Probleme bereiten zunachst die 
tiefen Lohne. Auch Kinder erweisen sich als Risiko. Hatten die einkom-
mensschwachen Haushalte wahrend der 1990er-J ahre ihren Erwerbsanteil 
nicht erhèiht, gabe es noch mehr working poor. Aber was sind working 
poor? Die Definitionen sind unterschiedlich. Differenzen betreffen den 
Erwerbsgrad, die Armutsgrenze sowie die Frage, ob wir von Einzelperso-
nen oder von Haushalten ausgehen. Je nachdem ergibt sich ein anderes 
Bild. Ein hoher Erwerbsgrad schliesst beispielsweise die Alleinerziehenden 
aus. Ich betrachte als working poor erwerbstatige Personen und deren Fa-
milienmitglieder, die in einem Haushalt unter der Armutsgrenze (nach dem 
Ansatz der Sozialhilfe) leben. 
Was ist zu tun, darnit die working poor keine Sozialhilfe benèitigen? So 
lautet die Hauptfrage unserer Studie. Sie konzentriert sich auf die Kantone 
Basel-Stadt und Fribourg, die sich bezüglich der Sprache (Deutsch, Franzèi-
sisch), der Konfession (reformierte bzw. überwiegend katholische Bevèilke-
rung), der Lage (zentral, peripher) und der wirtschaftlichen Struktur 
(dienstleistungs-, industrieorientiert) deutlich voneinander unterscheiden. 
2.1. Kulturen der Armut? 
Die Studie über working poor hat einen quantitativen und einen qualitati-
ven Teil. Der quantitative besteht aus einer standardisierten Befragung von 
255 aktuellen und 140 ehemaligen working poor-Haushalten. Beim qualita-
tiven Teil stehen offene Interviews mit 42 aktuellen und ehemaligen wor-
king poor-Haushalten im Vordergrund, zusammen mit 23 Leitfaden-
Gesprachen mit Verantwortlichen von Sozialdiensten und weiteren Fach-
leuten. Die Studie basiert auf Theorien der sozialen Ungleichheit und der 
dynarnischen Armutsforschung. Interessant sind die beiden Ansatze von 
Oscar Lewis (fhe Culture of Poverty, 1966) und Charles Valentine (Culture 
and Poverty, 1968). Sie beziehen sich auf innere und aussere Faktoren der 
Armut. Die inneren Faktoren betonen die individuellen Aspekte und das 
quasi eigenstandige Milieu, die ausseren Faktoren betonen die strukturellen 
Bezüge sowie <las dominante gesellschaftliche Gefüge. Wir wollen die bei-
den Ansatze miteinander verknüpfen. Dabei geht es auch um die Bedeu-
59 
Ueli Macler 
tung unterschiecllicher Ressourcenausstattung. Piem Bourdieu (1983) nennt 
als solche das wirtschaftliche Kapital 0f ermogen), das soziale Kapital (Be-
ziehungen) und das kulturelle Kapital (Bildung). Diese Differenzierung ist 
fur die Analyse der sozialen Ungleichheit und der working poor bedeutend. 
Oscar Lewis unterscheidet den Lebensstil armer Menschen von dem 
anderer Gesellschaftsmitglieder. Er stellt fest, dass sich die Lebensstile von 
Armen in verschiedenen Gesellschaften iihneln und leitet aus seinen Beob-
achtungen eine gemeinsame Kultur ab. Die se beinhaltet V erhaltensweisen, 
die gelernt und weiter vermittelt werden. Sie iiussern sich in bestimmten 
Wertvorstellungen. Die Annahme einer Kultur der Arrout geht davon aus, 
dass sie in relativ eigenstiindigen Milieus lokalisiert ist, in denen jeweils ei-
gene und spezifische Handlungsorientierungen ausgebildet sind. 
Lewis interpretiert die Kultur der Armut als Ausdruck einer eigenstiin-
digen Lebensform, die über die Sozialisation an kommende Generationen 
weitergegeben wird. Auf der individuellen Ebene sieht Lewis ein Gefühl der 
Abhiingigkeit, der Resignation und des Fatalismus. Hinzu kommt eine Prii-
ferenz fur die Gegenwart. Auf der gesellschaftlichen Ebene weist er auf die 
mangelnde Integration in das offentliche Leben hin. Die Armen gehoren 
selten einer Gewerkschaft oder einer anderen Vereinigung an. Sie beteiligen 
sich kaum an Parteiaktivitiiten, besuchen keine Museen und beziehen sich 
stark auf die eigene Familie. Lewis betrachtet die Kultur der Arrout nicht 
bloss als Reaktion der Armen auf ihre randstiindige Existenz in einer Ge-
sellschaft, die durch Klassenschichtung und Individualismus gepriigt ist. Die 
Kultur der Armut vermittelt selbst Handlungsorientierungen, die von den 
Armen verinnerlicht und von einer Generation an die niichste weitergege-
ben werden. Sie perpetuiert die Armut und verfestigt Merkmale zu Mecha-
nismen, die den Fortbestand der Armut begünstigen. Fatalistische Einstel-
lungen und resignative Verhaltensweisen erleichtern das Akzeptieren der 
Situation. 
Forschungsarbeiten, die in verschiedenen Gebieten mit Niedrigein-
kommen durchgeführt wurden, lassen Zweifel an der These der Kultur der 
Arrout aufkommen. Charles Valentine (1968) stellt fest, wie sich Arme in der 
Lokalpolitik engagieren, die institutionellen Angebote nutzen, Mieterverei-
nigungen und Quartierriite bilden. Er betont, dass die Lebensstile der Ar-
men vielfaltige Unterschiede aufweisen und soziale Benachteiligungen nicht 
durch kulturelle Zwiinge entstehen. Der Kulturbegriff impliziert, dass das 
Verhalten der Armen über den Sozialisationsprozess verinnerlicht wird, sich 
als wandelresistent erweist und an festen Werten orientiert. Nach Lewis 
wird eine Kultur der Arrout zwar durch Umstiinde wie die Arbeitslosigkeit 
oder niedrige Einkommen gefordert. Wenn die Subkultur der niedrigen 
Einkommensgruppen aber etabliert ist, entfaltet sie eine eigene Dynarnik, 
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die auch bei veriinderten Umstanden bestehen bleibt, da die Kultur der 
Annut von den Normen und Werten der Mehrheitskultur einer Gesell-
schaft weitgehend abgekoppelt ist. 
Valentine (1968) wendet sich dagegen, das Verhalten der Armen als eine 
Reaktion auf verinnerlichte kulturelle Muster zu interpretieren. Er versteht 
deren Verhalten als eine Reaktion auf strukturelle und situative Zwange. 
Anders ausgedrückt: Die Armen werden durch objektiv erfassbare Tatsa-
chen wie niedrige Einkommen oder Arbeitslosigkeit gezwungen, so zu han-
deln, wie sie es tun. An diesem Ansatz orientieren sich V orstellungen, die 
davon ausgehen, dass working poor primar ein ergiinzendes Einkommen 
benotigen und ihr Verhalten veriindern, sobald sich die Umstande verbes-
sern. Arme orientieren sich an zentralen gesellschaftlichen Normen. Sie 
halten an gangigen Werten fest, auch wenn sie nur beschrankt in der Lage 
sind, entsprechende gesellschaftliche Ansprüche zu erfüllen. Arme über-
nehmen nach diesem Ansatz soweit als moglich die Einstellungen und Ver-
haltensweisen der ,,Mehrheitskultur". 
Ein vielversprechender Ansatz, wie sich Struktur und Kultur verbinden 
lassen, findet sich bei Pierre Bourdieu. Er kritisiert, dass die Entdeckung 
kultureller Lebensstile dazu führt, die Gesellschaft mehr als Episode denn 
als Struktur zu betrachten und den Alltag mit einer Lebensbühne zu ver-
wechseln. Aussere Faktoren beeinflussen den Habitus, die Dispositionen, 
D enk- und Handlungsmuster. Sie finden sich in Distinktionszeichen und 
distanzierenden Handlungen über Titel, Kleidung, Sprache und Manieren. 
Die sozialen Klassen lassen sich nicht nur über das okonornische Kapital 
bestimmen. Zur Ressourcenausstattung gehoren, nebst Einkommen und 
Vermôgen, auch das kulturelle Kapital in Form von Ausbildung und das 
soziale Kapital, das in Beziehungen und V ernetzungen seinen Ausdruck 
findet. 
Die Analyse der working poor, die Sozialhilfe erhalten, zeigt, wie wich-
tig die Merkmale Nationalitat und Geschlecht gerade bei den Beziehern 
niedriger Lohne sind. Hinzu kommt der Faktor Alleinerziehung. Er fàllt 
deshalb ins Gewicht, weil sich die soziale Sicherung an der traditionellen 
Familie mit Vollzeitbeschaftigung orientiert. Kinder zu haben ist heute ein 
wichtiger Risikofaktor, ebenso die mangelnde berufliche Qualifizierung. 
Aber was bat dazu geführt, dass ehemalige working poor keine Unterstüt-
zung mehr benotigen? Zu den haufigsten Gründen zahlen der Stellenwech-
sel, die Ausweitung des Erwerbsgrades und der Wegfall der Versorgungs-
pflicht. Der Ausstieg führt also ofters über Veranderungen der familiaren 





2.2. Auswege aus der Sozialhilfe 
Die Gesprache mit den Fachleuten in der Studie über erwerbstatige Arme 
weisen darauf hin, dass auch die Sozialhilfe vielfaltige Moglichkeiten hat, die 
Perspektiven der working poor zu verbessern. Sie kann beispielsweise die 
finanzieli Unterstützten beraten, eine Massnahme, die qualifiziertes Persona! 
erfordert. Unverkennbar sind derzeit recht unterschiedliche Bestrebungen. 
Einerseits salien die Inter-Departementale-Zusammenarbeit und die wir-
kungsorientierte Verwaltungsreform die Ablaufe vereinfachen und die 
Handlungsmoglichkeiten erweitern, andererseits führen neue Formen der 
Bürokratisierung dazu, Aufgaben hin und her zu schieben. Als befremdlich 
empfinden working poor, die aus psycho-somatischen Gründen eine einfa-
che Arbeit annehmen, dass sie bei der Sozialhilfe zwar als Kund.Innen ange-
sprochen werden, aber jenen komplizierten Mechanismen begegnen, von 
denen sie sich abwenden wollten. Zwiespiiltige Anreizsysteme führen mit 
einseitiger Optimierung der Effizienz dazu, dass soziale Einrichtungen zu-
mindest ausserlich jenem System ahneln, das Klientlnnen als krank ma-
chend erleben. Das beeintriichtigt die Hilfe. Probleme lassen sich nicht mit 
den selben Mechanismen losen, durch die sie verursacht werde. Die Sozial-
hilfe wurde bislang hiiufig dafür kritisiert, geselischaftliche Probleme zu 
individualisieren. Bei den working poor lauft sie eher Gefahr, die personli-
che Dimension der sozialen Desintegration zu verkennen. 
Die Sozialhilfe darf jedenfalls nicht (langer) davon ausgehen, dass wor-
king poor dank der Erwerbstiitigkeit sozial integriert sind und lediglich fi-
nanzielie Unterstützung benotigen. Umfassende Standortbestimmungen mit 
den einzelnen Sozialhilfe Beziehenden konnen die soziale Integration for-
dern. Bei der Weiterbildung ist darauf zu achten, dass sich die Programme 
an Anforderungsprofile halten, die in der Reichweite der working poor lie-
gen. Wichtig sind kulturelie Aktivitaten. Musikkurse erweitern das Bezie-
hungsnetz und den Horizont. Sie verbessern die Lernfahigkeiten und beruf-
lichen Perspektiven. Auszeiten (Mutter-, Vaterschafts-, Kinder- und Eltern-
urlaube) ermoglichen mehr Distanz zum Alltagsstress. Die Aufgabenteilung 
zwischen Sanktion und Beratung ist besser zu kliiren und transparenter zu 
gestalten. Die Sozialhilfe muss mehr Sensibilitiit fur die eigene Machtpositi-
on entwickeln. Sie soli bei der Beratung auf personelie Kontinuitiit achten 
und über das Steueramt jene working poor (Dunkelziffer) erreichen, die 
trotz Berechtigung keine Sozialhilfe beziehen. Die Sozialhilfe soli auch die 
Wirtschaft starker in die V erantwortung einbeziehen, beispielsweise über 
V erhandlungen und verbindliche Einzelfallregelungen. Sie soli ungenügende 
Entlohnungen offen legen und darnit den Druck auf Arbeitgeberinnen er-
hohen. Die Sozialhilfe kann die Ablosung der working poor fordern. Vor-
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dringlich bleiben jedoch wirtschafts- und sozialpolitische Massnahmen. So 
gilt es beispielsweise, den sozialen Wohnungsbau zu fürdern und die Kin-
derzulagen zu erhohen. 
Die Sicherung des okonomischen Kapitals erfordert existenzsichernde 
Einkommen. Um <las zu erreichen, sind die unteren Lohne anzuheben und 
die Grundsicherung auszuweiten. Ein garantiertes Grundeinkommen konn-
te beispielsweise dazu beitragen, unattraktive Arbeiten besser zu entlohnen 
und zu verteilen; es konnte unbürokratische Überbrückungshilfen gewah-
ren, personliche Freiheiten erweitern und soziale Risiken auf die ganze Ge-
sellschaft verteilen. D as Grundeinkommen konnte auch die ausgepragte 
E rwerbsorientierung relativieren, die soziale Fertigkeiten teilweise verküm-
mern lasst. Die Debatte dynarrùsiert jedenfalls die langwierige Diskussion 
über Reformen der sozialen Sicherheit, die es starker mit der Konflikt- und 
Friedensforschung zu verknüpfen gilt. Denn die Zunahme der sozialen Un-
gleichheit verursacht nicht nur viel individuelles Leid, (was zentral ist); sie 
gefahrdet auch vehement den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
3. Soziale Konsequenzen 
Der Begriff soziale Konsequenzen hac einen Doppelcharakter. Er implizierc 
sowohl Folgen als auch Folgerungen. Diese beziehen sich auf die soziale 
U ngleichheit in der Schweiz und auf den globalen Kontext. 
3.1. Von der Resignation zur Emporung 
In stark individualisierten Gesellschaften wie der Schweiz wahren viele so-
zial Benachteiligte nach aussen den Schein, alles sei, wie es sein müsse. Sie 
strecken sich nach der Decke und geben den Stress weiter, den sie bei der 
Arbeit, auf der Stellensuche oder auf dem Sozialamt erleben. Dies nach 
<lem Muster des ,,Tretens nach unten". Wer sich ohnmachtig fühlt, empfin-
det das Bessere zuweilen als Bedrohung. Es fordert zum Handeln auf, von 
dem befürchtet wicd, dass es scheitern und weitere Defiziterfahrungen mit 
sich bringen konnte. Konsumorientierte Verhaltensmuster bieten, kulturell 
gefestigt, imaginare Sicherheiten an (Richter 2002, S. 119). Sie stützen die 
Konformitat. Knappheit verstarkt auch die rivalitatsbezogene Sozialisation. 
Sie ist ein Nahrboden fur Ressentiments. Standiger Aktivitatsdruck ent-
spricht <lem dominanten Leistungsideal: Was helfen konnte, macht Angst. 
So halten auch viele Farrùlien mit niedrigen Einkommen an den Normen 
der expansionistischen Konkurrenz fest. Sie verteidigen die illusionaren 
63 
Ueli Macler 
Vorbilder ihrer Angepasstheit. Doch wenn die ormerfüllung zum wichtig-
sten Inhalt wird, gerat die emotionale Basis in Gefahr. 
Die Überforderung erhéiht die Labilitat des Selbstwertes. Der Nor-
menkodex, an dem das heranwachsende Kind sein Verhalten misst, über-
steigt seine realen Méiglichkeiten. Angste der Eltern übertragen sich. Das 
sind Mechanismen, wie wir sie im Rahmen der Basler Armutsstudie (Mâder 
et al. 1991) (ausgepragt) und teilweise auch in der Untersuchung über 
,,Working poor in der Schweiz" (Kutzner/Miider/Knôpftl 2004) feststellen 
konnten. Bei den jüngsten Gesprachen mit erwerbstatigen Armen fiel uns 
indes auf, wie viele working poor die zunehmende soziale Ungleichheit kri-
tisieren. Dies insbesondere im Kontext des allgemein vorhandenen Reich-
tums und der hohen Managerléihne. (Die geausserte) Wut und Empéirung 
lassen sich als Zeichen einer V eranderung deuten, die eher zum sozialen 
Handeln führt als zur Resignation. Darin sehe ich eine Chance. Die Verun-
sicherung kann aber auch die Bereitschaft fordern, zu simplifizieren statt zu 
differenzieren und Halt bei populistischen (Handlungs-)Angeboten zu su-
chen. Der soziale Ausgleich kann diese Gefahr mindern - lokal und global. 
3.2. Globale Trends 
Globalisierung bedeutet weltweite Verflechtung: wirtschaftlich, gesellschaft-
lich, politisch, kulturell. Sie ist ein altes Phanomen. Drei Viertel der Erd-
oberflache wurden in fünfhundert Jahren europaisch kolonisiert. Neu ist 
der rasante Anstieg des Welthandels und der Finanzstréime. Der Einfluss 
der Wirtschaft nimmt zu, jener der Politik ab. Institutionelle Verbindlichkei-
ten weichen sich auf. Der Anteil armer Lander nahm am stark gewachsenen 
Welthandel zwischen 1994 und 2000 um mehr als die Halfte ab (Strahm 
2003, S. 9) . Wahrend dieser Zeit sank der Anteil Afrikas von acht auf zwei 
Prozent, derjenige Lateinamerikas von elf auf fünf Prozent. Die 49 armsten 
Entwicklungslander fielen von rund einem auf 0,4 Prozent zurück. Auch 
die Austauschverhaltnisse, die Terms of Trade, verschlechterten sich weiter. 
lm Jahr 1980 mussten fur ein Schweizer Sackmesser 4,2 Kilogramm Kaf-
feebohnen exportiert werden, 1990 schon 6,9 Kilo und 2001 bereits 10,5 
Kilo. Seit 1990 stagniert die Zahl der rund 1,2 Milliarden Menschen, die mit 
weniger als einem Dollar pro Tag auskommen müssen. Mit 272 Milliarden 
Dollar überstiegen im Jahr 2001 allein die abfliessenden Kapitalertrage 
samtliche Kapitalzuflüsse (Entwicklungshilfe, Privatkapital, etc.) um 32 Mil-
liarden. Die Rückflüsse zur Schuldentilgung sind dabei noch nicht berück-
sichtigt. Wahrend die Preise fur industriell gefertigte Güter tendenziell stei-
gen, sinken jene fur Rohstoffe und Primargüter (im Vergleich). Weil sich 
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die Austauschbedingungen verschlechtem, erzielen viele Entwicklungsla.n-
der mit mehr Exporten werùger Erlos. Die verscharfte Standortkonkurrenz 
zwischen den reichen Zentren erhoht den Rationalisierungsdruck. Das wirt-
schaftliche Wachstum belastet auch die Umwelt. Ein Fünftel der Menschen 
verbrauchen in Industrielandern vier Fünftel der Weltenergie. Nach wie vor 
verbraucht eine Persan, die in den Vereinigten Staaten lebt, durchschrùttlich 
etwa gleich viel Energie (auf Erdol umgerechnet) wie 2 Personen in 
Deutschland, 2,2 in der Schweiz, 9 in China, 1 7 in Indien oder 58 in Bang-
ladesh. Der Treibhauseffekt und die Erwarmung der Erdoberflache lassen 
den Meeresspiegel ansteigen. Sie zwingen Millionen von Menschen zur Mi-
gration. 
Theorien der Moderrùsierung nehmen an, dass der Wohlstand allmah-
lich ins ,,Hinterland" sickert. Doch der erhoffte Effekt lasst auf sich warten. 
500 Untemehmen kontrollieren zwei Drittel des weltweiten Handels. Die 
Zentralisierung der Wirtschaft berührt politische Grundlagen wie das Terri-
torialprinzip (feste Grenzen), das Souverarùtatsprinzip (staatliches Gewalt-
monopol) und das Legalitatsprinzip (verbindliches V ertragswesen). Die 
Aufweichung bestehender Prinzipien erhoht die V erunsicherung und den 
Ruf nach einer starken Hand, die für Ordnung sorgen soli. Rasche Vera.n-
derungen und komplexe gesellschaftliche Strukturen verleiten dazu, Halt in 
Vereinfachungen zu suchen (Dahrendorf 1999, S. 45 f.). Mit der Globalisie-
rung formieren sich neue fundamentalistische Stromungen, aber auch zivil-
gesellschaftliche Bewegungen, die sich lokal abstützen, eine Entwicklung 
von unten intendieren, die sich global vemetzen, für den sozialen Zusam-
menhalt engagieren und versuchen, die wirtschaftliche Expansion und 
Macht ein wenig zu kontrollieren. Konzepte einer sozialen Globalitat pla-
dieren dafür, den wirtschaftlich dominierten Globalismus durch eine ge-
rechtere Weltwirtschaftsordnung abzulosen. Sie schlagen var, die Preise für 
Rohstoffe an jene für industriell gefertigte Güter anzupassen. Nach Be-
rechnungen der Vereinten Nationen (UN) würde den Entwicklungsla.ndern 
die Halfte des Mehrerloses genügen, um ihre existenziellen Bedürfrùsse zu 
befriedigen. Stabile Abnahmequoten und Preise konnten helfen, die Pro-
duktion aufzufachem und die Abhangigkeit von einzelnen Exportgütern zu 
mindern. Diese hier nur angedeuteten V orschlage gehen davon aus, dass die 
Zentralisierung der Wirtschaft ein politisches Korrektiv braucht. Wenn es 
rùcht gelingt, dem liberalisierten Welthandel mit der forcierten Konkurrenz, 
neuer Monopolbildung und Reichtumskonzentration ein starkes Element 
des sozialen Ausgleichs und gesellschaftlichen Zusammenhalts entgegenzu-
setzen, befinden wir uns laut dem Soziologen Ra!f Dahrendorf ( ebd.) auf dem 
Weg in ein autoritares 21. Jahrhundert, das borrùerts nationalistische und 
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